
rung der Mietermitverwaltungsverträge unter Berücksich­
tigung der Nonnen des ZGB.
Im Schlußwort betonte Heinz Neukrantz, Mitglied des Prä­
sidiums und Sekretär des Bundesvorstandes des FDGB, 
u. a., daß es künftig noch mehr darauf ankomme, durch 
vorbildliche, massenverbundene, dem Bürger verständliche 
Arbeit aller Staats-, Justiz- und Finanzorgane in hohem 
Maße dazu beizutragen, die Einstellung der Menschen zu 
ihrem sozialistischen Staat zu prägen und so die volle 
Identifizierung mit der Politik von Partei- und Staatsfüh­
rung zu erreichen.
Zum Vorsitzenden des Zentralvorstandes wurde Helmut 
Thiele, Mitglied des Präsidiums und Sekretär des FDGB- 
Bundesvorstandes, gewählt.

*

Das Kollegium des Ministeriums der Justiz beriet am 
27. April 1977 u. a. Fragen der Unterstützung der Rechts­
erziehung und -propaganda durch die Rechtswissenschaft. 
Als Diskussionsgrundlage hatten der Bereich Rechtstheorie 
des Instituts für Theorie des Staates und des Rechts der 
Akademie der Wissenschaften der DDR und die Sektion 
Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin je 
eine Vorlage erarbeitet.
Der Bereich Rechtstheorie orientiert auf eine praxiswirk­
same Weiterentwicklung der Theorie. Die Forschung auf 
dem Gebiet des Rechtsbewußtseins und der Rechtserzie­
hung ist Bestandteil der komplexen Erforschung des Me­
chanismus der rechtlichen Regelung gesellschaftlicher Ver­
hältnisse durch unseren Arbeiter-und-Bauern-Staat. Beson­
ders notwendig ist, die Rolle des Rechts und der Rechts­
erziehung bei der Gestaltung und Organisierung der sozia­
listischen Lebensweise zu untersuchen und die Funktion 
der Kollektive, insbesondere der Arbeitskollektive, bei der 
Rechtserziehung näher zu erforschen. Als Voraussetzung 
für eine Erhöhung der praktischen Wirksamkeit der 
Rechtserziehung sollen für bestimmte Adressatengruppen 
spezifische Anforderungen an Inhalt und Gestaltung der 
rechtserzieherischen Maßnahmen erarbeitet werden.
Die Sektion Rechtswissenschaft leistet bis 1980 im Rahmen 
eines größeren Forschungsprojekts einen Beitrag zur Ent­
wicklung des sozialistischen Rechtsbewußtseins Jugend­
licher, insbesondere junger Arbeiter, sowie der Studenten. 
Ihr Hauptanliegen ist, „in Abstimmung mit Praxisorganen 
in einem ganz konkreten Bereich Unterstützung bei der 
weiteren Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit der 
politisch-ideologischen Arbeit in der Hauptstadt der DDR, 
Berlin, zu geben. Es soll untersucht werden, welche Bedeu­
tung die Entwicklung des sozialistischen Rechtsbewußtseins 
bei der weltanschaulichen und klassenmäßigen Erziehung 
der Jugendlichen in der Praxis einnimmt, welche Anfor­
derungen an Inhalt, Organisation und Methoden der sozia­
listischen Rechtserziehung junger Arbeiter und Studenten 
zu stellen sind“. Zur Zeit werden in Betrieben und an der 
Universität Untersuchungen dazu durchgeführt. Ab 1978 
wird eine interdisziplinäre Forschungsgruppe die Entwick­
lung des sozialistischen Rechtsbewußtseins Jugendlicher und 
seine Bedeutung für die Befähigung zum verantwortungs­
bewußten gesellschaftlichen Handeln untersucht.
Prof. Dr. K. A. Mollnau, Institut für Theorie des Staates 
und des Rechts, und Prof. Dr. E. Buchholz, Direktor der 
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität, be­
grüßten diese gemeinsame Beratung von Wissenschaftlern 
und Praktikern. Sie wiesen darauf hin, daß die Vorlagen 
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Möglichkeiten 
ihrer wissenschaftlichen Einrichtungen von einheitlichen 
Grundpositionen ausgehen. Forschung und Praxis bewege 
gleichermaßen die Frage, wie künftig noch stärker die 
ideologische Potenz der Rechtserziehung genutzt und mit 
welchen Mitteln und Methoden noch größere Massenwirk­
samkeit erreicht werden kann. Bereits in der Ausbildung 
der Juristen seien solche Fragen stärker zu beachten.
In der Diskussion wurden die Nützlichkeit der Beratung 
und die Bedeutung der Rechtsbewußtseinsforschung als

bedeutender Teilaspekt der Erforschung der Wirksamkeit 
des sozialistischen Rechts betont. Es wurde erörtert, wie 
die Forschung noch stärker auf in der Praxis verwertbare 
Resultate zu Schwerpunktfragen konzentriert werden 
kann. Dr. H. Hugot, Direktor des Stadtgerichts Berlin, 
begründete anhand von Fragen aus der 'Praxis die Not­
wendigkeit, solche Forschungsergebnisse anzusteuern, die 
eine unmittelbare Umsetzung ermöglichen und den Rechts­
propagandisten größtmögliche Sicherheit für die inhalt­
liche und methodische Anlage sowie den Erfolg ihrer 
rechtspropagandistischen Arbeit geben. Prof. Dr. G. Bley, 
Direktor der Sektion III der Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft der DDR, wies auf die Notwendigkeit 
der Kooperation mit Wissenschaftlern anderer Bereiche hin 
und erläuterte die Möglichkeit, Teilergebnisse von For­
schungsvorhaben auf anderen Rechtsgebieten zu nutzen. 
Eine Reihe konstruktiver Vorschläge betraf die Unter­
stützung der Forschungsvorhaben (Bereitstellung analyti­
scher Materialien, Mitwirkung von Praktikern an der Dis­
kussion von Zwischenergebnissen, Verwertung von Erfah­
rungen aus Gesetzgebungsdiskussionen, Nutzung der For­
schungsergebnisse der UdSSR).
Der Steifvertreter des Ministers der Justiz Prof. Dr. 
St. Supranowitz charakterisierte die Beratung als nütz­
lich. Er dankte den Wissenschaftlern für die Darlegung 
ihrer Vorstellungen und versicherte, daß das Ministerium 
der Justiz ihre Arbeit nach Kräften unterstützen wird. Von 
der Forschung, die in der vorgesehenen und diskutierten 
Richtung weitergeführt werden sollte, wird einerseits die 
Vertiefung unserer Grundlagenkenntnisse zum sozialisti­
schen Rechtsbewußtsein, andererseits die Beantwortung 
von für die Praxis unmittelbar bedeutsamen Schwerpunkt­
fragen erwartet. (Insbesondere sind drei Fragen hervorzu­
heben: Welche Bewußtseinsinhalte, Überzeugungen und 
Kenntnisse zum sozialistischen Recht sind zu vermitteln? 
Welche Formen und Methoden sind am wirksamsten? Wer 
sind die wichtigsten Adressaten der Rechtspropaganda?) 
Dabei kommt es auch darauf an, die Rolle der Kollektive 
im Prozeß der weiteren Festigung des sozialistischen 
Rechtsbewußtseins und den Beitrag der Rechtspropaganda 
im Kampf gegen die imperialistische Ideologie genauer her­
auszuarbeiten und die Rechtserziehung fest in die Klassen­
erziehung, in die politisch-ideologische Erziehungsarbeit 
insgesamt einzuordnen.

*

Am 28. April 1977 beschäftigte sich der Arbeitskreis für 
Rechtspropaganda beim Ministerium der Justiz mit aktuel­
len Fragen der Rechtspropaganda, ihrer Leitung und Orga­
nisation.
Dr. W. Hantsche, stellv. Leiter der Rechtsabteilung des 
FDGB-Bundesvorstandes, informierte über Ergebnisse der 
Diskussion des Entwurfs des Arbeitsgesetzbuchs. Die Werk­
tätigen haben in vielen Veranstaltungen, insbesonderes in 
gewerkschaftlichen Mitgliederversammlungen, intensiv 
über den Entwurf des Gesetzbuches beraten, seinem 
Grundanliegen zugestimmt und zahlreiche Vorschläge zur 
Ergänzung und Präzisierung einzelner Regelungen unter­
breitet. Die Diskussion hat zur weiteren Festigung des 
sozialistischen Rechtsbewußtseins beigetragen, wesentliche 
Rechtskenntnisse vermittelt und die aktive Beteiligung der 
Werktätigen am sozialistischen Wettbewerb gefördert.
Der Stellvertreter des Ministers der Justiz Prof. Dr. 
St. Supranowitz wies darauf hin, daß nach der Verabschie­
dung des AGB dessen Einführung und Durchsetzung von 
den Rechtspropagandisten umfassend unterstützt werden 
muß.
Dr. U. Gerberding, stellv. Leiterin der Abt. Gesetzgebung 
im Zentralen Staatlichen Vertragsgericht, berichtete auf der 
Grundlage einer Analyse über die rechtserzieherische Ar­
beit des Staatlichen Vertragsgerichts. Die Wirksamkeit der 
Rechtspropaganda auf dem Gebiet der Volkswirtschaft wird 
im besonderen Maße daran gemessen, wie sie zur Erfüllung 
der Planaufgaben beiträgt. Die Vertragsrichter und die
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